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§ 267

Vorläufige Einstellung
Ergibt die Hauptverhandlung, daß sich in Abwesenheit des 

Angeklagten weder seine Schuld noch seine Unschuld fest­
stellen läßt, stellt das Gericht das Verfahren vorläufig ein.

§ 268
Bekanntmachung des Urteils

(1) Die Urteilsformel ist öffentlich zuzustellen.
(2) Das Gericht kann das Urteil öffentlich bekanntmachen.

§ 269
Neue Hauptverhandlung

(1) Wird der Verurteilte ergriffen oder stellt er sich frei­
willig, ist das in seiner Abwesenheit ergangene Urteil er­
neut zuzustellen. Bei der Zustellung ist er über die Form 
und die Frist für den Antrag auf erneute Hauptverhandlung 
(Absatz 2) zu belehren.

(2) Binnen einer Woche seit der Zustellung kann der Ver­
urteilte eine erneute Hauptverhandlung beantragen. Sie fin­
det statt, wenn der Flüchtige sein Ausbleiben durch triftige 
Gründe rechtfertigt oder wenn sonstige Umstände vorliegen, 
die eine erneute Hauptverhandlung notwendig erscheinen 
lassen.

(3) Im übrigen gelten für das Verfahren die allgemeinen 
Bestimmungen.

A c h t e r  A b s c h n i t t  

Gerichtlicher Strafbefehl

§ 270 
V or ausse tzungen

(1) Auf schriftlichen Antrag des Staatsanwaltes kann das 
Kreisgericht ohne Hauptverhandlung durch Strafbefehl bei 
Vergehen Geldstrafe oder Haftstrafe aussprechen. Neben der 
Hauptstrafe kann auf Erlaubnisentzug und Einziehung von 
Gegenständen erkannt werden. Dem Beschuldigten kann 
auch der Ersatz des verursachten Schadens auferlegt werden.

(2) Der Antrag soll nur gestellt werden, wenn hinreichen­
der Tatverdacht besteht, der Täter geständig und eine Über­
gabe der Sache an ein gesellschaftliches Organ der Rechts­
pflege nicht zweckmäßig oder möglich ist. Der Erlaß eines 
Strafbefehls gegen einen Jugendlichen ist unzulässig.

(3) Im Strafbefehlsverfahren werden die gerichtlichen 
Entscheidungen durch den Richter getroffen.

§ 271
Entscheidung über den Antrag

(1) Der Antrag ist auf eine bestimmte Strafe und, wenn 
ein Schadensersatzanspruch geltend gemacht wird, auf den 
Ersatz des verursachten Schadens zu richten.

(2) Vor Erlaß des Strafbefehls kann das Gericht eine Aus­
sprache mit dem Beschuldigten führen. Hat das Kreisgericht 
Bedenken, durch Strafbefehl zu entscheiden, oder hält es 
eine andere als die beantragte Strafe für angemessen, hat 
es die Sache an den Staatsanwalt zurückzugeben. Die Rück­
gabe ist nicht anfechtbar.

(3) biegen die Voraussetzungen des § 58 vor, hat das Ge­
richt die Sache an ein gesellschaftliches Organ der Rechts­
pflege zu übergeben.

(4) Wird über den geltend gemachten Schadensersatz­
anspruch nur dem Grunde nach entschieden, ist die Sache 
insoweit zur Verhandlung über die Höhe des Anspruchs an 
das zuständige Gericht zu verweisen. Dieses ist an die Ent­
scheidung über den Grund des Anspruchs gebunden.

(5) Hat das Gericht Bedenken, im Strafbefehl über den 
Schadensersatzantrag zu entscheiden, hat es die Sache inso­
weit zur Entscheidung an das zuständige Gericht zu ver­
weisen. Die Rückgabe der Sache an den Staatsanwalt aus 
diesem Grunde ist ausgeschlossen.

§ 272
Inhalt des Strafbefehls und Einspruch 

gegen den Strafbefehl
(1) Der Strafbefehl muß bezeichnen:

1. das Vergehen;
2. das angewendete Strafgesetz;

3. die Beweismittel;
4. die festgesetzte Strafe;
5. die Entscheidung über den Schadehsersatzanspruch, sofern 

der Ersatz des verursachten Schadens beantragt wurde.

Er muß ferner den Hinweis enthalten, daß der Strafbefehl 
rechtskräftig wird, wenn der Beschuldigte nicht binnen einer 
Woche nach Zustellung bei dem Kreisgericht schriftlich 
oder zu Protokoll der Rechtsantragsstelle Einspruch erhebt.

(2) Auf den Einspruch kann vor Ablauf der Frist verzichtet 
werden.

§ 273
Wirkung des Strafbefehls

(1) Ein Strafbefehl, gegen den nicht rechtzeitig Einspruch 
erhoben worden ist, erlangt die Wirkung eines rechtskräf­
tigen Urteils.

(2) Dem Anzeigenden ist die Entscheidung mitzuteilen.

§ 274
Verfahren nach Einspruch

(1) Bei rechtzeitigem Einspruch ordnet das Kreisgericht 
die Hauptverhandlung an. Bis zu ihrem Beginn kann der 
Angeklagte den Einspruch zurücknehmen.

(2) Das Gericht ist an den im Strafbefehl enthaltenen Aus­
spruch bei der Entscheidung nicht gebunden; es darf jedoch 
keine höhere Strafe aussprechen.

(3) Richtet sich der Einspruch allein gegen die Verpflichtung 
zur Schadensersatzleistung, hat das Gericht nur hierüber 
zu entscheiden.

§ 275
Ausbleiben des Angeklagten

Bleibt der Angeklagte unentschuldigt in der Hauptverhand­
lung aus, wird der Einspruch ohne Beweisaufnahme durch 
Urteil verworfen.

N e u n t e r  A b s c h n i t t

Verfahren bei Einspruch gegen eine Entscheidung eines 
gesellschaftlichen Organs der Rechtspflege

§ 276
Zulässigkeit des Einspruchs

(1) Gegen die Entscheidung eines gesellschaftlichen Organs 
der Rechtspflege kann der Betroffene innerhalb von zwei 
Wochen nach Zustellung beim Kreisgericht Einspruch schrift­
lich einlegen oder zu Protokoll der Rechtsantragsstelle er­
klären.

(2) Für die Entscheidung über den Einspruch ist das Kreis­
gericht zuständig, in dessen Bereich sich das gesellschaftliche 
Organ der Rechtspflege befindet.


